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Geſetz-Sammlung 
ö für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 11 


* N 

(Nr, 5689.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. März 1863., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der von dem 
Kreiſe Grottkau im Regierungsbezirk Oppeln auszubauenden Chauſſeen: 
1) zur Verbindung von Grottkau mit Muͤnſterberg: von dem Bahnhofe 
bei Grottkau durch Halbendorf, Voigtsdorf, Wuͤrben, Guͤhrau bis an die 
Grenze des Kreiſes Strehlen; 2) zur Verbindung von Strehlen mit Neiſſe: 
von der Neiſſe-Muͤnſterberger Straße bei Kamnig uͤber das Vitriolwerk, 
Glaͤſendorf bis an die Grottkau-Strehlener Kreisgrenze bei Schreibendorf; 
3) zur Verbindung von Neiſſe mit Muͤnſterberg: von der Neiſſe-Grott⸗ 
kauer Kreisgrenze hinter Perſchkenſtein uͤber Zedlitz, Ogen, Tarnauer 
Feldmark, Kamnig, Schuͤtzendorf bis an die Muͤnſterberger Kreisgrenze; 
4) zur Verbindung von Ottmachau mit Muͤnſterberg: von Ottmachau 
über Nitterwitz, Starrwitz in die Chauſſee zwiſchen Zedlitz und Ogen; 
5) zur Verbindung von Grottkau mit Falkenberg: von Grottkau bis an 
die Kreisgrenze in der Richtung auf Falkenberg. 


N sem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Grottkau im Regierungsbezirk Oppeln beſchloſſenen chauſſeemaͤßigen Ausbau 
und die Unterhaltung folgender Straßenlinien: 1) zur Verbindung von Grott⸗ 
kau mit Muͤnſterberg: von dem Bahnhofe bei Grottkau durch Halbendorf, 
age dan Wuͤrben, Guͤhrau bis an die Grenze des Kreiſes Strehlen; 2) zur 
Verbindung von Strehlen mit Neiſſe: von der Neiſſe-Muͤnſterberger Straße 
bei Kamnig uͤber das Vitriolwerk, Glaͤſendorf bis an die Grottkau-Strehlener 
Kreisgrenze bei Schreibendorf; 3) zur Verbindung von Neiſſe mit Muͤnſter⸗ 
berg: von der Neiſſe-Grottkauer Kreisgrenze hinter Perſchkenſtein uͤber Zedlitz, 
Ogen, Tarnauer Feldmark, Kamnig, Schuͤtzendorf bis an die Muͤnſterberger 
Kreisgrenze; 4) zur Verbindung von Ottmachau mit Muͤnſterberg: von Ott⸗ 
machau uͤber Nitterwitz, Starrwitz in die Chauſſee zwiſchen Zedlitz und Ogen; 
5) zur Verbindung von Grottkau mit Falkenberg: von Grottkau bis an die 


Kreisgrenze in der Richtung auf Falkenberg, genehmigt habe, verleihe Ich hier⸗ 


durch dem genannten Kreiſe das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſen Chauſſeen 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 
Jahrgang 1863. (Nr. 56895690.) 22 bau⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Mai 1868. 
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bau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich . 
will Ich dem Kreiſe Grottkau gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen 
Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach 
den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffee- 
eld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 

efreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zufäßlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen ange⸗ 
wandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld - Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 0 


Berlin, den 16. Maͤrz 1863. 
Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5690.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Grottkauer Kreiſes im Betrage von 36,000 Rthlrn. Vom 16. Maͤrz 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Grottkauer Kreiſes auf dem Kreis- 
tage vom 15. Mai 1861. und 7. Maͤrz 1862. beſchloſſen worden, die zur 
Ausführung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geld- 
mittel theilweiſe im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den 
Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lau⸗ 
tende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obliga⸗ 
tionen zu dem angenommenen Betrage von 36,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, 
da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas 
zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 36,000 Thalern, 

in 
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3 Buchſtaben: ſechs und dreißig Tauſend Thalern, welche in folgenden 


points: 
15,000 Thaler zu 100 Thaler, 
15,000 a = 50 = 
60 =: 728 - 
— 36,000 Thaler, 


act dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jährlich vom Jahre 1864. ab mit wenigſtens jährlich zwei 
Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu Dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 16. März 1863. 


(. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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provinz Schlefien, Regierungsbezirk Oppeln. 


Obligation 
des Grottkauer Kreiſes 


Al Grund der unterer beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
15. Mai 1861. und 7. Maͤrz 1862. wegen Aufnahme einer Schuld von 
36,000 Thalern bekennt ſich die ftändifche Kommiſſion für den Chauffeebau des 
Grottkauer Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤl⸗ 
tige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von 
C Thalern Preußiſch Kurant, nach dem zur Zeit geſetzlich be⸗ 
ſtehenden Muͤnzfuße, welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf 
Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 36,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1864. ab allmalig innerhalb eines Zeitraums von 25 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens zwei Prozent jaͤhr⸗ 
lich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1864, ab in dem 
Monate Auguſt jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſo⸗ 
wie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 
Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem 


die Ruͤckzahlung erfolgen foll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekannt⸗ 


machung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in 
dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Oppeln, ſowie in der Schleſiſchen 
Zeitung, Berliner Börſenzeitung und dem Staats⸗Anzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf — 8 jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gebe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Grottkau, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit bei der Provinzial⸗Huͤlfskaſſe in 
Breslau, jedoch nur während eines halben Jahres nach der Faͤlligkeit. 5 

it 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldoerſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Faͤlligkeitstermine 
5 Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤck e nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. HH. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Grottkau. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjahrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zwölf halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Grottkau gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aus haͤndigung 
der neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. x 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Grottkau, den ern 18. 


Die ftändifche Kommiffion für den Chauſſeebau 
im Grottkauer Kreiſe. 


, 5090.) Pro⸗ 
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provinz Schleſien, Regierungsbezirk Oppeln. 
Zins⸗ Kupon 


zu der 
Kreis-Obligation des Grottkauer Kreiſes 
. n . IL, 2100 Thaler zu Prozent Zinfen 
über Thaler ..... Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in der 


Zeit vom n bis ., reſp. vom. ten bis ‚nm. und ſpaͤterhin die 
Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation fuͤr das Halbjahr vom 
. mit (in Buchſtaben )) Thalern Silbergrofchen 


bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Grottkau und bei der Provinzial: Hülfskaffe 
zu Breslau. 


Grottkau, den en 18. 


Die ſtaͤndiſche Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau 
im Grottkauer Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, d 
de aich Tan be aa uhr d 


der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Falun an gerechnet, erhoben wird. 
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provinz Schlefien, Regierungsbezirk Oppeln. 
Talon 


zur 


Kreis-Obligation des Grottkauer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Grottkauer Kreiſes 


N „ er e Prozent Zinſen 


die .. Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Grottkau, ſowie bei der Provinzial⸗Huͤlfskaſſe zu Breslau, 
lien von dem Inhaber der Obligation nicht rechtzeitig Widerſpruch er⸗ 
oben iſt. 


Grottkau, den nb drr 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau 
im Grottkauer Kreiſe. 


(Nr. 5691.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. März 1863., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung der 
Chauſſee von Ranis nach Schmorda an die Gemeinden Ranis und 
Schmorda, im Kreiſe Ziegenruͤck des Regierungsbezirks Erfurt. 


8 
N Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee im Kreiſe Ziegenruͤck, des Regierungsbezirks Erfurt, von Ranis nach 
Schmorda genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Ranis und 
Schmorda das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und 
Unterhaltungs- Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den 
en Gemeinden gegen Uebernahme der Fünftigen chauſſeemaͤßigen Unter⸗ 
altung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
(Nr, 5690-5692) Ta⸗ 
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freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zufäglichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den ©taats-Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


1 


Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Be⸗ 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 


Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 24. März 1863. 


Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 


und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5692.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. März 1863., betreffend die weitere Herabſetzung 
der Ruhrſchiffahrts-Abgabe. 


Ai Ihren Bericht vom 19. Maͤrz d. J. will Ich die durch den Tarif vom 
23. Maͤrz 1839. (Geſetz-Samml. fuͤr 1839. S. 90.) vorgeſchriebene, durch die 
Erlaffe vom 9, Oktober 1848. (Geſetz-Samml. für 1848. ©. 345.) und vom 
24. März 1852. (Geſetz⸗Samml. für 1852. S. 86.) ermaͤßigte Ruhrſchiffahrts⸗ 
8 auf den Betrag von 13 Silbergroſchen für je ſechszehn Zentner herab⸗ 
etzen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 30. Maͤrz 1863. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5693.) 


4 a | 
(Nr. 5693.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. April 1863., betreffend die Genehmigung mehrerer 
von dem Kommunal-Landtage der Neumark beantragten Abaͤnderungen und 


Zuſaͤtze zu dem Reglement der Neumaͤrkiſchen Land-Feuerſozietaͤt vom 
17. Juli 1846. a 


A; Ihren Bericht vom 8. April d. J. will Ich in Beruͤckſichtigung der 
Anträge des 36. Kommunal⸗Landtages der Neumark den in der Anlage zuſam⸗ 
mengeſtellten Abaͤnderungen und Zuſaͤtzen zu dem Reglement der Neumaͤrkiſchen 
Land⸗Feuerſozietaͤt vom 17. Juli 1846. (Geſetz-Samml. für 1846, S. 351.) 
hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. | 
Gegenwaͤrtiger Erlaß und feine Anlage find durch die Geſetz- Sammlung 
zu publiziren. N 
Berlin, den 13. April 1863. 


g Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Abänderung 


mehrerer Beſtimmungen des Reglements für die Land-Feuer⸗ 

Sozietät der Neumark vom 17. Juli 1846. (Geſetz-Samml. für 

1846. S. 351.) und Zuſatz-Beſtimmungen wegen Ausdehnung des 
Geſchäftsbetriebes der Sozietät auf Mobiliarverſicherung. 


J. Abaͤnderungen. 


H. 1. 


Die Beſtimmungen des H. 13., F. 14., HH. 16. bis 18., HH. 26. bis 29., 

$. 31., H. 32., H. 36., H. 38., H. 39., Hh. 41. bis 46. einſchließlich, im $. 47. 
die Verweiſung auf Muſter A. a. und A. b., HH. 49. bis 53. einſchließlich, 
H. 55., die Alinea 1., 3., 4. des §. 56., H. 57., H. 63., HH. 71. bis 76. ein⸗ 
ſchließlich, H. 82. bis 85. einſchließlich, H. 90. bis 93. einſchließlich, HH. 113. 
bis 117. einſchließlich, HH. 119. bis 125, einſchließlich, H. 132. bis 134. ein⸗ 
ſchließlich, $$. 139. und 140, des Reglements vom 17. Juli 1846. (Geſetz⸗Samml. 
für 1846. S. 351. ff.), ferner die mittelſt der Allerhoͤchſten Erlaſſe vom 3 April 1854. 
Jahrgang 1863. (Nr. 5693.) 23 (Geſetz⸗ 
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(Geſetz⸗Samml. für 1854. ©. 159.) und vom 4. Februar 1861. (Geſetz⸗Samml. 
fuͤr 1861. S. 107.) genehmigten Beſtimmungen koͤnnen durch Beſchluͤſſe des 
Kommunal⸗Landtages der Neumark unter Genehmigung des Oberpraͤſidenten 
abgeaͤndert werden. 0 

F. 2. 


Betreffen dieſe Abaͤnderungen die Berechtigung zum Eintritt oder zum 


Ausſcheiden, oder die Verpflichtung zu letzterem, oder die allgemeine Klaſſifi⸗ 


kation oder das Beitragsverhaͤltniß, fo muͤſſen dieſelben durch den General: 
Direktor, drei Monat vor ihrem Inkrafttreten, in den Amtsblaͤttern und den 
Kreisblaͤttern zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden. Die Verſicherten 
haben alsdann das Recht, zur Zeit des Inkrafttretens der beabſichtigten Aen— 
derungen auszuſcheiden, muͤſſen ihre Abſicht aber binnen vier Wochen nach 
dem Tage der Verkuͤndigung durch das betreffende Amtsblatt dem Feuerſozie⸗ 
taͤts⸗Direktor ihres Kreiſes anzeigen. 


II. Zuſatzbeſtimmungen. 


$. 3. 
Die Neumaͤrkiſche Land- Feuerſozietaͤt wird vom 1. Januar 1864. ab 
auch bewegliche Sachen aller Art gegen Feuersgefahr verſichern. 


§. 4. 

Die Verwaltung dieſes Geſchaͤftszweiges erfolgt unter Beobachtung des 
Geſetzes vom 8. Mai 1837. betreffend das Mobiliar-Feuerverſicherungsweſen, 
durch den Generaldirektor und die Kreisdirektoren der Sozietaͤt, ſowie durch 
die außerdem vom Generaldirektor nach Bedarf anzuſtellenden Beamten und 
Geſchaͤftsfuͤhrer. Die Beſtimmungen des Reglements vom 17. Juli 1846. 
werden auch auf die Mobiliarverſicherung ausgedehnt, ſoweit ſie nicht aus— 
ſchließlich auf Gebaͤude anwendbar ſind und nicht durch die nachſtehenden Be— 
ſtimmungen abgeaͤndert werden. 

. 


Die der Sozietät für die Gebaͤudeverſicherung zuſtehende Stempel-, 


Porto- und Sportelfreiheit, ſowie die Befugniß zur exekutiviſchen Einziehung 


der Beiträge ($$. 4. 5. und 129. des Reglements) finden auf die Mobiliar: 
verſicherung keine Anwendung. 
$ 6. 


Ueber die Annahme von Verſicherungs-Anträgen entſcheidet der General⸗ 
Direktor lediglich nach eigenem Ermeſſen; ebenſo iſt derſelbe befugt, beſtehende 
Verſicherungen, welche nicht ſchon nach HF. 59. bis 62. des Reglements ſofort 
aufzuheben find, mit einer Friſt von zwei Monaten zu kuͤndigen. 


b. 7. 


Die Mobilien gehoͤren der Regel nach in dieſelbe Klaſſe, wie bir Ge⸗ 
d aͤude, 
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baude, in denen fie fich befinden; nach dem Grade ihrer Feuergefaͤhrlichkeit 
iſt jedoch ausnahmsweiſe eine abweichende Klaſſiſizirung zulaͤſſig. Hierzu, fo- 
wie zur Aufnahme von Geſammtverſicherungen, welche ſich auf mehrere Ge⸗ 
baͤude verſchiedener Klaſſen beziehen, koͤnnen Unterabtheilungen in jeder Verſiche— 


rungs⸗Hauptklaſſe eingerichtet werden. 


F. 8. 

Die Sozietät leitet für alle diejenigen Schäden an Mobilien Erſatz, 
welche fie reglementsmaͤßig an Gebäuben zu verguͤten hat, und erſetzt auch den 
Schaden, welcher an verſicherten Mobilien bei Gelegenheit eines Brandes durch 
nothwendiges Ausraͤumen gefaͤhrdeter Gegenſtaͤnde oder durch Abhandenkommen 
entſteht, ſofern dabei den Verſicherten kein Verſchulden trifft. 


N. 
Dem Generaldirektor iſt geſtattet, Ruͤckverſicherung bei anderen Geſell⸗ 


ſchaften für einzelne größere Riſikos und, mit Genehmigung des Kommunal: 
Landtages der Neumark, auch fuͤr die geſammte Mobiliarverſicherung zu nehmen. 
$. 10. 

Die näheren Bedingungen der Mobiliarverficherung werden durch den 
Kommunal⸗Landtag mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten feſtgeſetzt und Sei⸗ 
tens des Generaldirektors durch die Amtsblaͤtter bekannt gemacht. 

Der Kommunal⸗Landtag ift hierbei befugt, abweichend von dem Regle⸗ 
ment vom 27. Juli 1846., Beſtimmungen zu treffen: 

a) über die anderweite Eintheilung der Verſicherungsklaſſen (ſ. o. F. 9.), 
b) uͤber den Beginn und die Dauer der Verſicherungsperiode, 

c) uͤber den gaͤnzlichen oder theilweiſen Erlaß des Eintrittsgeldes, 
d) über das Verfahren bei Taxen, Reviſionen und Schadensfeſtſtellungen. 

Ebenſo hat der Kommunal-Landtag uͤber die Grundſaͤtze zu beſchließen, 
nach welchen die Anſtellung und Remuneration der fuͤr die Mobiliarverſicherun 
erforderlichen Beamten, Reviſoren, Geſchaͤftsfuͤhrer und Taxatoren erfolgen ſoll. 

H. 11. a 

Dieſe Befugniß (F. 10.) kann der Kommunal⸗Landtag einer aus fünf 
Mitgliedern beſtehenden Kommiſſion uͤbertragen. Dieſelbe iſt bei Anweſenheit 
von drei Mitgliedern beſchlußfaͤhig. Der jedesmalige Zuſammentritt der Kom⸗ 
miſſion iſt dem Oberpraͤſidenten, welcher berechtigt iſt, den Vorſitz in derſelben 
zu uͤbernehmen, 14 Tage vorher anzuzeigen. 

$. 12. 

Die zur Ausfuͤhrung der vorſtehenden Beſtimmungen und der auf 
Grund derſelben gefaßten Beſchluͤſſe des Kommunal-Landtages und der ftändi- 
ſchen Kommiſſion ($. 11.) erforderlichen Inſtruktionen für die Beamten und 
Geſchaͤftsfuͤhrer der Sozietaͤt werden von dem Generaldirektor erlaſſen. 


(Nr. 56935694.) (Nr. 5694.) 
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(Nr. 5694.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. April 1863., betreffend die Ermäßigung der von 
den Kuͤſtenfahrern zu entrichtenden Schiffahrtsabgaben. 


Canan mit den in Ihrem Berichte vom 9. April d. J. gemachten 

Vorſchlaͤgen zur Erleichterung der Kuͤſtenſchiffahrt beſtimme Ich, was folgt: 
1) die durch den Erlaß vom 30. Mai 1843. (Geſetz-Samml. S. 268.), 
ſowie durch die Vorſchriften des Hafengeld-Tarifes für den Hafen zu 
Memel vom 19. April 1844. unter Nr. 2. der zuſaͤtzlichen Beſtim⸗ 
mungen (Geſetz⸗Samml. S. 120.), des Tarifes für Erhebung der 
Schiffahrtsabgaben zu Königsberg vom 13. Dezember 1844. unter 
Nr. 3. der zuſaͤtzlichen Beſtimmungen (Geſetz-Samml. für 1845. 
S. 1.) und des Tarifes fuͤr die Schiffahrtsabgaben in Elbing vom 
11. Juli 1859. unter A. Nr. 2. der zufäglichen Beſtimmungen (Geſetz⸗ 
Samml. S. 396.) den Schiffen von 25 Laſten oder weniger Trag⸗ 
faͤhigkeit bewilligte Ermaͤßigung der in den erwähnten Vorſchriften ge⸗ 
dachten Abgaben auf ein Drittheil des tarifmaͤßigen Betrages ſoll 
fortan in gleicher Weiſe gewaͤhrt werden: a) allen Schiffen von mehr 
als 25 bis zu einſchließlich 40 Laſten Tragfaͤhigkeit; b) den Schiffen 
von mehr als 40 Laſten Tragfaͤhigkeit, wenn ſie Fahrten zwiſchen 
Preußiſchen Haͤfen ohne Badbnıng eines fremden Hafens machen, 
und zwar fuͤr den Ausgang in dem Hafen, welchen ſie verlaſſen, und 

fuͤr den Eingang in dem Hafen, in welchen ſie einlaufen; 

2) Fahrzeuge von 40 Laſten oder weniger Tragfähigkeit, welche von einem 
Preußiſchen Hafen, ohne einen Hafen des Auslandes beruͤhrt zu haben, 
kommen, bleiben von den zu 1. bezeichneten Abgaben, ſowohl fuͤr den 
Eingang, als fuͤr den Ausgang frei: a) wenn ſie, um Fracht zu ſuchen, 
ohne Ladung einlaufen und den Hafen ohne Ladung wieder verlaſſen; 
b) wenn ſie auf der Fahrt nach einem Preußiſchen Hafen in einen 
anderen Hafen lediglich zu dem Zwecke einlaufen, um daſelbſt eine den 
zehnten Theil ihrer Tragfaͤhigkeit nicht uͤberſteigende Beiladung zu loͤſchen 
oder einzunehmen. Vorſtehende Beſtimmung (zu 2. b.) findet jedoch 
auf die in den Haͤfen von Pillau und Swinemuͤnde zu entrichtenden 
Abgaben keine Anwendung. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. g 
Berlin, den 13. April 1863. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Oecker). 


